
Nationale Wahlen
SP-Kandidierende als soziale Stimme
Im Rahmen des ordentlichen
Parteitages am 12. Mai 2015 in
Baar beschlossen die SP-Mitglie-
der, mit fünf vollen Mitgliedern
in die Nationalratswahlen zu
steigen sowie mit einer Kandi-
datur im Ständerat anzutreten.

PD/LF - Auf der Hauptliste der SP
für den Nationalrat kandidieren
Hubert Schuler (Hünenberg) und
Christina Bürgi Dellsperger (Risch),
unterstützt durch Rupan Sivaga-
nesan (Zug).

Huber und Dellsperger
Hubert Schuler, seit 2007 im Kan-
tonsrat, setzt sich für eine faire und
offene Schweiz ein und dafür, dass
die Schweiz nicht nur für Privile-
gierte, Reiche und Firmen lebens-
wert ist. Er hat sich in den Berei-
chen Soziales und Bildung, Ge-
sundheit, Umwelt und Raumpla-
nung besonders hervorgetan. Die
zweite Hauptkandidatur, Christina
Bürgi Dellsperger, bringt durch ih-
re Tätigkeit als Diplomatin eine
breite und vielfältige internationa-
le Vernetzung mit. Ihre Haupt-
kompetenzen liegen in den Berei-
chen Finanzen, Wirtschaft, Energie
und Umwelt, Bildungs- und Gen-
derfragen.

Unterlisten
Die Geschäftsleitung beantragte
zudem vier Unterlisten, die alle ge-
füllt präsentiert werden konnten.
Die SP-Mitglieder beschlossen wei-

terdieUnterlisten«SP-Frauen», «SP-
Männer» und «SP-MigrantInnen»
und verabschiedeten die Unterlis-
tenvereinbarung mit der Tochter-
partei Juso. Für die SP Frauen heis-
sen die Kandidatinnen Simone Hut-
ter (Baar), Malaika Hug (Baar) und
AnneMäder (Zug). Für die SPMän-
ner steigen Zari Dzaferi (Baar), Fa-
bian Freimann (Cham) und Guido
Suter (Walchwil) ins Rennen. Auf
der SP-Migrantenliste stellen sich
Sehriban Sönmez (Menzingen), Fa-
dila Coralic (Zug) und Deniz Sim-
sek (Zug) zur Wahl. In der eigen-
ständigen, bereits erfolgten Juso-
Nominierung kandidieren Virginia
Koepfli (Hünenberg), Denis Kras-
nici (Baar)undAnnaSpescha(Zug).
Für den Ständerat stellt sich die Par-
teipräsidentin der SP und Kan-
tonsrätin Barbara Gysel zur Verfü-
gung.

Listenverbindung
Ebenfalls beschloss der Parteitag
einstimmigmit einer Enthaltungdie
Listenverbindung mit den Alterna-
tiven-die Grünen.

«Für alle statt für wenige»
Auf inhaltlicher Ebene will sich die
SP «für alle statt für wenige», für ei-
ne solidarische und offene Schweiz
einsetzen. Schwerpunkte sollen
insbesondere in den Bereichen si-
chere Renten, faire Löhne, bezahl-
barer Wohnraum und der Gleich-
stellung von Frau und Mann lie-
gen.

Gefährdete Arbeitsplätze
SVP Die Weiterexistenz vieler KMU wäre bedroht

Am 14. Juni 2015 stimmen die
Schweizer über die Erbschafts-
steuer-Initiative ab. Diese will
Erbschaften von über zwei Milli-
onen Franken auf Bundesebene
mit einem Steuersatz von 20
Prozent besteuern.

Von Karl Nussbaumer
Über 80 Prozent der Firmen sind in
Familienhand. Diese würden be-
sonders stark unter der Erb-
schaftssteuer leiden. Denn gerade
Familienbetriebe sind auf hohes Ei-
genkapital und damit hohe Ver-
mögenangewiesen.DasmeisteGeld
steckt bei ihnen direkt im Betrieb.
Das Eigenkapital wird vor allem für
Innovationen, Investitionen und die
Schaffung von Arbeitsplätzen ein-
gesetzt. Barvermögen, wie es zur
Begleichung der Steuer nötig wäre,
ist in denmeisten Betrieben nur we-
nig vorhanden. Hat der Unterneh-
mer das Geld nicht, um die Steuer
zu begleichen, ist er gezwungen, ei-
nen Kredit aufzunehmen, auf In-
vestitionen zu verzichten oder

schlimmstenfalls gar das Unter-
nehmen oder zumindest Teile da-
von zu verkaufen. Das ist weder ge-
recht noch nachhaltig. Neben Un-

ternehmernundErbensindauchdie
Arbeitnehmenden in Familienun-
ternehmen direkt von der Erb-
schaftssteuer-Initiative betroffen.
Für Unternehmen sehen die Initi-
anten zwar Steuererleichterungen
vor, diese sind aber bei genauem
Hinsehen an strenge Auflagen ge-
knüpft. Um von Ermässigungen zu
profitieren, müssen die Erben den
Betrieb während mindestens zehn
Jahren weiterführen. Während die-
ser langen Sperrfrist haften sie für
die 20 Prozent der Steuer. Die At-
traktivität, eine Familienfirma zu
übernehmen oder in Familienhand
zu lassen, sinkt bei Annahme der
Initiative. Längerfristig führt dies zu
einer Veränderung der Schweizer
Wirtschaftsstruktur. Die Anzahl be-
währter Familienunternehmen mit
traditionell sicheren Arbeitsplätzen
nähme zugunsten von nicht fami-
liengeführten Unternehmen ab.
Stimmen auch Sie Nein zur schäd-
lichen Erbschaftsteuer, welche vie-
le KMU in ihrer Existenz bedroht.
Danke.
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Karl Nussbaumer, Kantonsrat und
Vizefraktionschef, SVP Menzingen.

Erbschaftssteuer schadet
GLP Die Linken schiessen mit ihrer Initiative am Ziel vorbei

Es ist eine Binsenwahrheit, dass
die zahlreichen KMU das Rück-
grat der Schweizer Wirtschaft
bilden. Zusammen mit den
Grossbetrieben sind sie für den
Löwenanteil der Wertschöpfung
und somit für den hohen Le-
bensstandard der hiesigen
Volkswirtschaft verantwortlich.

Von Martin Kammermann
Am 14. Juni 2015 dürfen wir wie-
der einmal über ein linkes Anlie-
gen abstimmen. Erneut verwenden
die Linken dabei ihre alten Argu-
mente aus derMottenkiste undwol-
len für Steuergerechtigkeit sorgen.
Abgesehen davon, dass die Linken
den Begriff «Gerechtigkeit» mit
«Gleichheit» übersetzen und somit
am liebsten in typisch klassen-
kämpferischer Manier alle Besser-
gestellten stärker zur Kasse bitten
möchten, hinkt dieses Anliegen
gleich mehrfach. Erstens wird wie-
derum an der kantonalen Steuer-
hoheit geritzt. Wie schon bei an-
deren Gelegenheiten soll hier eine
weitere Steuer auf Bundesebene

eingeführt werden. Man kann es
aber drehen und wenden, wie man
will. Gerade der Föderalismus und
damit einhergehend der Steuer-
wettbewerb haben dafür gesorgt,
dass die Steuerquote im internati-
onalen Vergleich gering geblieben
ist. In Anbetracht der Tatsache, dass

andere Budgetbereiche eines Haus-
halts, wie beispielsweise die Kran-
kenkassenprämien, immer mehr
kosten, ist dies ein nicht unwe-
sentlicher Faktor. Die Kantone wis-
sen selber besser, obundwie sieErb-
schaften besteuern. Zweitens wür-
de diese Steuer die Nachfolgerege-
lung von unzähligen Klein- undMit-
telbetrieben unnötig erschweren,
wenn nicht gar verunmöglichen. Es
ist eine Binsenwahrheit, dass die
zahlreichen KMU das Rückgrat der
Schweizer Wirtschaft bilden. Zu-
sammen mit den Grossbetrieben
sind sie für den Löwenanteil der
Wertschöpfung und somit für den
hohen Lebensstandard der hiesi-
gen Volkswirtschaft verantwort-
lich. Durch die Einführung der na-
tionalen Erbschaftssteuer wird der
Wirtschaftsstandort Schweiz ein
weiteresMalunnötigattackiert,und
dies ohne erkennbaren Mehrwert.
Im Gegenteil. Der Schaden wäre
grösser als der hypothetische Nut-
zen, den sich die Linken ausmalen.
Aus dieser Optik kann man eigent-
lich nur Nein stimmen.
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Martin Kammermann, GLP Risch.

Schulraumplanung Menzingen

An der Gemeindeversammlung
Menzingen ist die Schulraumpla-
nungeinwichtigesTraktandum.Die
Interpellation der Alternative-die
Grünen wird beantwortet, der Ge-
meinderat berichtet darüber hi-
naus über das weitere Vorgehen.
Den Gemeinderatsbeschluss vom
27. April 2015, die Schliessung der
Aussenschule Finstersee im Rah-
men der Schulraumplanung noch-
mals zu überdenken und in einem
Mitwirkungsverfahren auch Alter-
nativen zur Schulschliessung zu
prüfen, begrüssen wir sehr. Damit
können einige Anliegen der Alter-
native-die Grünen, welche unter
anderem thematisch in die Inter-
pellation eingebunden waren, neu
aufgenommen werden: Mitwir-
kung der Bevölkerung und Schul-
kommission und damit die Be-
rücksichtigung der Faktoren wie
Dorfidentität, gesellschaftliche
Verankerung mit und ohne Schule
im Dörfli. Orts- und Schulraum-
planung, die nebst den Finanzen
noch andere gesellschaftliche Wer-
te gewichtet. Die Aussenschule
Finstersee ist kein kleines Puzzle-
teil in der Schulraumplanung, sie
muss auch in einer politischen Di-
mension wahrgenommen werden.
Da wir in unserer Interpellation vor
allem auch Fragen zum demokra-
tischen und fachlich abgestützten

Verfahren und der Nachvollzieh-
barkeit der bisherigen Entscheide
des Gemeinderates stellten, kom-
men aus der Vorversammlung der
Partei zur Zeit auch weitere Fragen
und Anliegen auf, welche die nun-
mehr wieder offene Schulraum-
planung und das weitere Vorgehen
des Gemeinderates betreffen: Wel-
che Ziele verfolgt die neue Be-
gleitgruppe im Mitwirkungsver-
fahren,was ist ihreAufgabe,was ge-
hört nicht dazu? Auf welchen An-
gaben und Kenntnissen baut die
weitere Arbeit? Wird der bisherige
Planer Christoffel aus seinen Be-
richten die Informationsgrundlage
weitergeben, übergeben oder die
Gruppe weiterhin begleiten? Wird
eine externe Fachperson beigezo-
gen? Mit den Erkenntnissen zu den
bisherigen Abläufen sprechen sich
Alternative-die Grünen auch für ei-
ne saubere Trennung der Arbeit des
Gemeinderates und der Planungs-
gruppe aus, in Bezug auf klare
Strukturen. Es soll keine Mehrheit
des Gemeinderates in der Pla-
nungsgruppe vertreten sein, die für
die Diskussion und Entschei-
dungsfindung im Gemeinderat
dann wiederum die gleiche Mehr-
heit darstellt. Eine solche Konstel-
lation gibt wenig Gewähr für de-
mokratische Prozesse.

Marianne Aepli, Menzingen

Gründungsfest der JCVP
ZUG Die junge Partei lädt die Zuger Bevölkerung ein
Die Junge CVP feiert im Juli ihre
Gründung und lädt zu diesem
Anlass die Zuger Bürger zu ei-
nem gemütlichen Abendessen
am See ein.

PD/LF - Formal existiert die jüngs-
te der Zuger Parteien bereits seit
vergangenem Januar. Doch das
Gründungsfest steht noch vor der
Tür. Die Vorbereitungszeit hat man
offenbar genutzt und nun lädt die
Junge CVP die Zuger Bevölkerung
zu einem gemütlichen Festabend

beim Siehbachsaal ein. Die Partei
freut sich, auf zahlreich erschein-
dende Gäste, und heisst am 3. Juli
2015 auch JCVP Parteipräsident
Jean-Pascal Ammann, CVP Partei-
präsident Christophe Darbellay und
viele weitere spannende Gäste will-
kommen. Der Sommerabend be-
ginnt um 19 Uhr. Weitere Infor-
mationen zum Anlass sowie die
Möglichkeit, sich unverbindlich an-
zumelden, finden sich auf der
Homepage der Jungpartei unter
www.jcvp-zug.ch.
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Am 3. Juli lädt die JCVP ein.
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